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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde

1. "Verfassungsbeschwerde" → Beschwerdegrund
2. "Entscheide" → Beschwerdeobjekt
3. "kantonaler Instanzen" → Vorinstanzen
4. Subsidiarität → Beschwerdeinstanz
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

1. Anfechtungsobjekt / Beschwerdeobjekt

2. Vorinstanz

3. Rechtsmittelinstanz / Beschwerdeinstanz

4. Legitimation / Beschwerdebefugnis

5. Beschwerdegründe / Rügen (u. Kognition)

6. Formalien (Form und Frist)
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

1. Anfechtungsobjekt / Beschwerdeobjekt
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

2. Vorinstanz
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

3. Rechtsmittelinstanz / Beschwerdeinstanz

?
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

Art. 83 BGG
→ z.B. im Falle der Unsicherheit über das 
Vorliegen einer Grundsatzfrage
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

4. Legitimation / Beschwerdebefugnis

5. Beschwerdegründe / Rügen (u. Kognition)
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Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

Grundrechte und weitere 
verfassungsmässige 

Rechte 

Legitimation ("rechtlich 
geschütztes Interesse") 
muss separat hergeleitet 

werden

Legitimation 
("Rechtsverletzung") 
ergibt sich aus dem 
betreffenden Recht

Willkürverbot
(ev. Rechtsgleichheit)

Beschwerdegrund

Legitimation
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Rechtsanspruch (BGE 138 I 305 ff.)
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Rechtsanspruch (BGE 138 I 305 ff.)
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Rechtsanspruch (BGE 138 I 305 ff.)

Sachverhalt

Der albanische Staatsangehörige X. gelangte 1991 in die Schweiz und

wohnt seit 1993 in der Politischen Gemeinde Oberriet. Als Kleinkind
erlitt er bei einer medizinischen Behandlung eine Nervenverletzung an

der Wirbelsäule. Seither ist er zur Fortbewegung auf einen Rollstuhl

angewiesen. Zwischen 1994 und 1998 war er in einer Behinderten-
werkstatt in Altstätten beschäftigt. Seit 1998 geht X. keiner Erwerbs-

tätigkeit mehr nach. Er lebt zusammen mit seiner Mutter und seinem
Bruder sowie dessen Familie.

Am 1. Oktober 2002 stellte X. ein Einbürgerungsgesuch, welches vom

Einbürgerungsrat der Politischen Gemeinde Oberriet zurückgestellt
wurde, bis seine Integration verbessert sei. Am 13. Juli 2004 stellte X.

erneut einen Antrag auf Erteilung des Bürgerrechts. Der
Einbürgerungsrat stufte nunmehr die Voraussetzungen zur

Einbürgerung als erfüllt ein und beantragte der Stimmbürgerschaft die

Einbürgerung von X. Diesem Antrag folgte die Bürgerversammlung
vom 31. März 2006 aber nicht und lehnte die Erteilung des Bürger-

rechts ab. 2007 und 2009 lehnte die Bürgerversammlung die Erteilung
des Bürgerrechts wiederum ab.

X. gelangte daraufhin ans Bundesgericht.
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Rechtsanspruch (BGE 138 I 305 ff.)

Erwägungen

"[...] Nach der bisherigen bundesgerichtlichen Rechtsprechung

[verschafft] das allgemeine Willkürverbot, das bei jeder staatlichen
Verwaltungstätigkeit zu beachten ist, für sich allein keine geschützte

Rechtsstellung. Zur Willkürrüge ist eine beschwerdeführende Person

deshalb nur legitimiert, wenn die gesetzlichen Bestimmungen, deren
willkürliche Anwendung sie geltend macht, ihr einen Rechtsanspruch

einräumen oder dem Schutz ihrer angeblich verletzten Interessen
dienen. An einem Rechtsanspruch fehlt es insbesondere dann, wenn

keine gesetzliche Norm die Voraussetzungen der Bewilligungserteilung

(bzw. der Gewährung eines anderen Vorteils) näher regelt und
diesbezügliche Kriterien aufstellt [...]."
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Rechtsanspruch (BGE 138 I 305 ff.)

Erwägungen

"In seiner bisherigen Praxis versagte das Bundesgericht in

Einbürgerungsangelegenheiten bei fehlendem Rechtsanspruch im
kantonalen Recht eine Willkürüberprüfung, da es davon ausging, das

Bundesrecht räume keinen Anspruch auf Einbürgerung ein [...]. Vom

Ausschluss betroffen ist nach der bisherigen Rechtsprechung
gleichermassen der Einwand der Verletzung des allgemeinen

Rechtsgleichheitsgebots nach Art. 8 Abs. 1 BV, da eine Zulassung der
Rüge auf eine inhaltliche Prüfung des negativen Entscheids

hinauslaufen würde, welche mit der Nichtzulassung der Willkürrüge

gemäss Art. 9 BV gerade ausgeschlossen werden sollte."
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Rechtsanspruch (BGE 138 I 305 ff.)

Erwägungen

"[...] Im Rahmen der systematischen Auslegung von Art. 14 BüG sind

insbesondere die in Art. 15b BüG per 1. Januar 2009 neu eingeführte
Begründungspflicht wie auch die Verfassungsgrundsätze des Willkür-

verbots (Art. 9 BV), der Rechtsgleichheit (Art. 8 Abs. 1 BV) und des

Diskriminierungsverbots (Art. 8 Abs. 2 BV) von Bedeutung.
Damit von einer hinreichend konkretisierten Rechtsposition gesprochen

werden kann, ist zunächst erforderlich, dass die in Frage stehende
Norm nicht nur allgemeinen, sondern auch individuellen Interessen

zu dienen bestimmt ist. Umschreibt sodann die Norm die

Bedingungen, unter denen ein bestimmter Entscheid zu ergehen hat,
genügend konkret, hat der Entscheid bei Erfüllung der

Bedingungen so zu ergehen. Er hat den gesetzlichen Normen zu
entsprechen. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass hinsichtlich

einzelner Bedingungen ein Ermessensspielraum besteht."
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Erwägungen (BGE 138 I 305 ff.)

Erwägungen

"Art. 14 BüG verschafft einbürgerungswilligen Personen vor dem

Hintergrund der per 1. Januar 2009 auf Gesetzesebene eingeführten
Begründungspflicht (Art. 15b BüG) eine hinreichend klar

umschriebene Rechtsposition, um im Verfahren vor Bundesgericht

die Willkürrüge erheben und einen Verstoss gegen das Rechts-
gleichheitsgebot geltend machen zu können. Nur auf diese Weise kann

die vom Gesetzgeber in Aussicht gestellte Garantie willkürfreier und
rechtsgleicher Einbürgerungsentscheide auch gewährleistet werden.

Damit ist die bisherige bundesgerichtliche Rechtsprechung zum

Willkürverbot und zum Rechtsgleichheitsgebot in Einbürgerungs-
angelegenheiten in dem Sinn zu präzisieren, dass eine Person, deren

Einbürgerungsgesuch abgewiesen wurde, sich im Verfahren der sub-
sidiären Verfassungsbeschwerde auch auf Art. 9 BV und auf Art. 8

Abs. 1 BV berufen und geltend machen kann, sämtliche bundes- und

kantonalrechtlichen Einbürgerungsvoraussetzungen seien offensichtlich
erfüllt, weshalb sich ihre Nichteinbürgerung als klarerweise unhaltbar

und rechtsungleich erweise."
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Exkurs (aktuelle Rechtslage)



Öffentliches Verfahrensrecht
HS 2024

Prof. Dr. Felix Uhlmann 19

Subsidiäre Verfassungsbeschwerde: Abweichungen

6. Formalien (Form und Frist)

…
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Praktische Fragen

1. Ein kantonaler Richter ärgert sich: Die subsidiäre Verfassungs-
beschwerde erhebe das Bundesverwaltungsgericht in gewisser Weise
über die kantonalen Gerichte. Verstehen Sie den Ärger?

2. Ein Beschwerdeführer bringt unter Geltung des alten Einbürgerungs-
rechts vor, er sei aus rassistischen Gründen nicht eingebürgert worden.
Das Bundesgericht tritt auf diese Beschwerde ein. Weshalb?

3. Können Sie sich gegen das unrechtmässige Verweigern eines
Stipendiums vor Bundesgericht zur Wehr setzen (vgl. Urteil
2C_360/2012 vom 17. August 2012)?

4. In einem kantonalen Steuergesetz steht: "Die Steuerforderung kann er-
lassen werden, wenn der Schuldner aus nicht von ihm zu vertretenden
Gründen in eine Notlage geraten ist." Wird dadurch ein Rechtsanspruch
auf Steuererlass begründet?

*5. Welche prozessualen Konsequenzen ergäben sich daraus, falls das
Willkürverbot eine rechtlich geschützte Stellung vermitteln würde?

Subsidiäre Verfassungsbeschwerde
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